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242. Bundesgesetz: Veräußerung der bundeseigenen Liegenschaften in Wien EZ 423 und 758, KG Oberlaa-Stadt
(ehem. Exerzierplatz Laaerberg).

2 4 3 . Verordnung: Grunderwerbsteuer-Durchführungsverordnung 1955.
2 4 4 . Verordnung: Erstreckung einer in der Verordnung BGBl. Nr. 21/1952 bestimmten Frist.
2 4 5 . Verordnung: Gewährung einer Sonderzahlung an die Bundesbediensteten und die Empfänger von Ruhe-

und Versorgungsgenüssen.
2 4 6 . Kundmachung: Gewährung einer Sonderzahlung an die Bediensteten, deren Bezüge nach der Besoldungs-

ordnung für die Beamten der Österreichischen Bundesbahnen oder nach der Dienst- und Lohnordnung
für die für den vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Bediensteten der Österreichischen Bundesbahnen
geregelt sind, sowie an Ruhe(Versorgungs)genußempfänger der Österreichischen Bundesbahnen.

2 4 2 . Bundesgesetz vom 6. Dezember 1955,
betreffend die Veräußerung der bundes-
eigenen Liegenschaften in Wien EZ 423 und
758, KG Oberlaa-Stadt (ehem. Exerzierplatz

Laaerberg).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Liegenschaften in
Wien EZ 423 und 758 der Katastralgemeinde
Oberlaa-Stadt (ehem. Exerzierplatz Laaerberg) zu
veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Körner
Raab Kamitz

2 4 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 1. Dezember 1955 zur
Durchführung des Grunderwerbsteuerge-
setzes 1955 (Grunderwerbsteuer-Durchfüh-

rungsverordnung 1955).

Auf Grund des Grunderwerbsteuergesetzes
1955, BGBl. Nr. 140, wird verordnet:

§ 1. Für die Anzeige der unter das Grund-
erwerbsteuergesetz 1955 fallenden Erwerbsvor-
gänge ist ein Vordruck nach beiliegendem
Muster zu verwenden.

§ 2. Der Anzeige ist eine Abschrift der über
den Erwerbsvorgang ausgefertigten Schrift (Ur-
kunde, Beschluß usw.) anzuschließen, wenn über
den Erwerbsvorgang eine Schrift ausgefertigt
wurde.

Kamitz

2 4 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
5. Dezember 1955, womit die in der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 21/1952 bestimmte Frist

erstreckt wird.

Auf Grund der §§ 71 und 78 Abs. 2 des
Straßenpolizeigesetzes, BGBl. Nr. 46/1947, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Handel und Wiederaufbau verordnet:

Artikel I.

Die im § 15 Abs. 1 der Verordnung des Bun-
desministeriums für Verkehr im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau vom 27. März 1947, BGBl.
Nr. 60, über die Sicherung und Benützung
schienengleicher Eisenbahnübergänge vorgese-
hene, zuletzt durch die Verordnung BGBl.
Nr. 21/1952 verlängerte Frist wird bis zum
31. Dezember 1957 erstreckt.

Artikel II.

Die für Warnkreuze und Warnungstafeln be-
stimmte Ausgestaltungsfrist gilt, unbeschadet der
Bestimmungen des § 15 Abs. 2, auch für die
anderen in der Verordnung BGBl. Nr. 60/1947
vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen.

Waldbrunner

2 4 5 . Verordnung der Bundesregierung vom
13. Dezember 1955, betreffend die Gewäh-
rung einer Sonderzahlung an die Bundes-
bediensteten und die Empfänger von Ruhe-

und Versorgungsgenüssen.

Auf Grund des § 68 Abs. 4 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, und des
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§ 53 Abs. 4 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948, BGBl. Nr . 86/1948, sowie des § 5 des
Bundesgesetzes vom 28. Juli 1925, BGBl. N r . 282,
über die Bildung eines Wirtschaftskörpers„Öster-
reichische Bundesforste", wird im Einvernehmen
mit dem Hauptausschuß des Nationalrates ver-
ordnet:

§ 1. Die Bundesbeamten des Dienststandes, die
Personen, die vom Bund Ruhe(Versorgungs)-
genüsse erhalten, und die Vertragsbediensteten
des Bundes, auf deren Dienstverhältnis die Be-
stimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 anzuwenden sind, erhalten mit der Auszah-
lung der für Jänner 1956 gebührenden Bezüge,
spätestens jedoch am letzten Tage des Dienst-
verhältnisses, eine einmalige Sonderzahlung.

§ 2. (1) Die Sonderzahlung beträgt 100 S. Sie
erhöht sich um einen einmaligen Zuschlag zum
Haushaltungszuschuß in der Höhe von 200 S für
Bedienstete (Empfänger eines Ruhe- oder Ver-
sorgungsgenusses), die im Bezug einer Kinder-
zulage oder einer Aushilfe im Sinne des § 12 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes stehen, und für ge-
schiedene Bedienstete (Empfänger eines Ruhe-
oder Versorgungsgenusses), die für den Unter-
halt der geschiedenen Gatt in zu sorgen ver-
pflichtet sind, ferner für verheiratete Bedienstete
(Empfänger eines Ruhe- oder Versorgungs-
genusses), sofern der andere Ehegatte nicht aus
einer nichtselbständigen Arbeit oder einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit oder zufolge eines
Ruhegenuß- oder Rentenanspruches ein Ein-
kommen von mehr als 400 S monatlich bezieht.

(2) Die Sonderzahlung nach Abs. 1 erhöht sich
um einen einmaligen Zuschlag von 100 S für
jede Kinderzulage (Aushilfe), die der Bedienstete
(Empfänger eines Ruhe- oder Versorgungs-
genusses) erhält.

(3) Bedienstete, die nicht vollbeschäftigt sind,
erhalten den ihrer Arbeitszeit entsprechenden
Teil der Sonderzahlung. Die Sonderzahlung auf
Grund der Teilbeschäftigung gebührt nicht,
wenn der Bedienstete neben der Teilbeschäfti-
gung vollbeschäftigter Bediensteter einer Ge-
bietskörperschaft ist.

§ 3. Ob und in welcher Höhe die Sonderzah-
lung gebührt, ist nach den dienstrechtlichen Ver-
hältnissen am 31. Dezember 1955 zu beurteilen.

§ 4. Die Bestimmungen dieser Verordnung
sind auf die unter die Verordnung der Bundes-
regierung vom 4. Oktober 1949, BGBl. Nr . 256,
fallenden Vertragsangestellten der Österrei-
chischen Bundesforste sinngemäß anzuwenden.

Raab Schärf Helmer Kapfer
Drimmel Maisel Kamitz Thoma
Illig Waldbrunner Figl

2 4 6 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe vom
14. Dezember 1955, betreffend die Gewäh-
rung einer Sonderzahlung an die Bedien-
steten, deren Bezüge nach der Besoldungs-
ordnung für die Beamten der Österreichi-
schen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 263/1947,
oder nach der Dienst- und Lohnordnung für
die für den vorübergehenden Bedarf auf-
genommenen Bediensteten der Österreichi-
schen Bundesbahnen, BGBl. Nr. 96/1954,
geregelt sind sowie an Ruhe(Versorgungs)-
genußempfänger der Österreichischen Bun-

desbahnen.

Auf Grund des Beschlusses des Hauptaus-
schusses des Nationalrates vom 12. Dezember
1955 (Gesetz vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180)
wird gemäß § 34 Abs. 4 der Besoldungsordnung
für die Beamten der Österreichischen Bundes-
bahnen, BGBl. Nr. 263/1947, und gemäß § 33
der Dienst- und Lohnordnung für die für den
vorübergehenden Bedarf aufgenommenen Be-
diensteten der Österreichischen Bundesbahnen,
BGBl. Nr. 96/1954, kundgemacht:

§ 1. Die Beamten des Dienststandes, die
Empfänger von Ruhe(Versorgungs)genüssen und
die Bediensteten der Österreichischen Bundes-
bahnen, auf deren Dienstverhältnis die Bestim-
mungen der Dienst- und Lohnordnung 1954,
BGBl. Nr. 96, anzuwenden sind, erhalten mit
der Auszahlung der für Jänner 1956 gebühren-
den Bezüge, spätestens jedoch am letzten Tage des
Dienstverhältnisses, eine einmalige Sonderzah-
lung.

§ 2. (1) Die Sonderzahlung beträgt 100 S. Sie
erhöht sich um einen einmaligen Zuschlag zum
Haushaltungszuschuß in der Höhe von 200 S für
Bedienstete [Empfänger eines Ruhe(Versorgungs)-
genusses], die im Bezug einer Kinderzulage oder
einer Aushilfe im Sinne des § 19 der Besoldungs-
ordnung für die Beamten der Österreichischen
Bundesbahnen stehen, und für geschiedene Be-
dienstete [Empfänger eines Ruhe(Versorgungs)-
genusses] die für den Unterhalt der geschiedenen
Gattin zu sorgen verpflichtet sind, ferner für
verheiratete Bedienstete [Empfänger eines Ruhe-
(Versorgungs)genusses], sofern der andere Ehe-
gatte nicht aus einer nichtselbständigen Arbeit
oder einer selbständigen Erwerbstätigkeit oder
zufolge eines Ruhegenuß- oder Rentenanspruches
ein Einkommen von mehr als 400 S monatlich
bezieht.

(2) Die Sonderzahlung nach Abs. 1 erhöht sich
um den einmaligen Zuschlag von 100 S für jede
Kinderzulage (Aushilfe), die der Bedienstete
[Empfänger eines Ruhe(Versorgungs)genusses] er-
hält.

§ 3. Ob und in welcher Höhe die Sonder-
zahlung gebührt, ist nach den dienstrechtlichen
Verhältnissen am 31. Dezember 1955 zu be-
urteilen. Waldbrunner
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